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FÜR EINE ROTE 
METROPOLE

Mitte Mai wurden wir als Doppel-
spitze gewählt: Wir freuen uns auf 
die Aufgabe und es ist uns eine Ehre, 
die Berliner Linke durch die nächsten 
zwei Jahre zu führen. Die Heraus-
forderungen sind gewaltig, aber wir 
gehen entschlossen und kämpferisch 
in die Auseinandersetzungen, denn 
wir werden diese Stadt nicht der CDU 
und den Spekulanten überlassen. 

Der schwarz-rote Senat hat keinen 
Plan gegen die explodierenden Mieten 
und fährt mit seinem Haushaltscha-

os Berlin gegen die Wand. Während 
viele Leute Sorge vor der nächsten 
Betriebskostenabrechnung haben 
oder nicht wissen, wie sie die Klas-
senfahrt ihrer Kinder bezahlen sollen, 
schmeißt dieser Senat lieber Geld für 
unnütze Projekte wie NFL-Spiele aus 
dem Fenster.  Da machen wir als Linke 
nicht mit, diese Zerstörungskoalition 
soll sich warm anziehen! 

Wir finden uns nicht ab mit dem 
Mietenwahnsinn in unseren Nachbar-
schaften oder den Kürzungen in der 

Bildung und bei Kultur. Unser Bezugs-
punkt sind keine anderen Parteien, 
sondern immer die Berliner*innen. Wir 
streiten für eine „rote Metropole Ber-
lin“, in der alle ein sicheres Dach über 
dem Kopf haben, jedes Kind ein war-
mes Schulessen auf dem Tisch hat, 
der Bus zur Arbeit pünktlich kommt 
und die Bedürfnisse der Menschen im 
Mittelpunkt stehen. Dafür entwickeln 

www.dielinke- 
berlin-mitte.de

➣  Fortsetzung auf Seite 2

Die neuen Landesvorsitzenden Kerstin Wolter und Max Schirmer
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wir im Parlament konkrete Vorschläge 
wie das „Sicher-Wohnen-Gesetz“, un-
terstützen die Beschäftigten bei ihren 
Arbeitskämpfen, beteiligen uns laut-
stark und sichtbar an den Protesten 
gegen die fatale Kürzungspolitik von 
CDU und SPD, organisieren Mieterver-
sammlungen, bauen unsere Sozialbera-
tungen aus und spannen ein „Netz der 
Solidarität“ über die ganze Stadt. Für 
ein Berlin, das nicht dem Profit folgt, 
sondern Solidarität lebt. 

In den letzten Monaten haben sich 
uns viele neue Leute angeschlossen – 
inzwischen sind wir in Berlin weit über 
15.000 Mitglieder und wir können alle 
stolz auf diesen lebendigen bunten 
Landesverband sein. Wir wollen, dass 
alle Neumitglieder schnell und gut in 
unserer Partei ankommen und freuen 
uns darauf, mit den vielen langjähri-
gen, erfahrenen Mitgliedern und den 
Neumitgliedern unsere Partei gemein-
sam weiterzuentwickeln, sie zu stär-
ken und weiter zu öffnen. Auf unse-
ren Aktionskonferenzen tauschen wir 
uns zum Haustürwahlkampf aus und 
schmieden neue Ideen und Formate. 
Und während CDU und SPD ernsthaft 

von einer Olympiabewerbung träumen, 
entwickeln wir in unseren Zukunfts-
konferenzen konkrete Ideen für gute 
Bildung, funktionierende Krankenhäu-
ser und mehr bezahlbare Wohnungen 

– die wichtigen Fragen eben. Wir gehen 
weiter an die Haustüren und hören zu, 
bleiben im Gespräch. Zusammen wer-
den wir eine Rote Tour durch alle Bezir-
ke machen und gemeinsam mit dieser 
unfassbar motivierten Partei uns diese 
Stadt zurückholen. 

Aber machen wir uns nichts vor, die 
Herausforderungen sind nicht nur an-
gesichts der Zerstörungskoalition groß, 
auch der gesellschaftliche Rechtsruck 
fordert uns als Linke. Für uns ist Antifa-
schismus keine Phrase und kein Wahl-
kampfslogan, sondern ein Auftrag. Wir 
werden den Rechten weiter mit aller 
Kraft entgegentreten. Wir kämpfen 
weiter für ein gutes Leben für alle und 
wir werden uns in neuer Stärke dafür 
einsetzen, dass Berlin wieder solida-
rischer wird und keiner an uns vorbei-
kommt! Unser Leitsatz lautet: „Niemals 
allein, immer gemeinsam!“

Kerstin Wolter & Max Schirmer, 
Landesvorsitzende  
der Berliner Linken

Linke Weichenstellungen für den Sommer
Der Juni naht und damit die schönen 
Sommermonate. Und wie sich manch 
eine*r auf die warmen 
Tage am See vorbereitet, 
so haben auch wir als Linke 
die Weichenstellungen 
für die nächsten Monate 
gelegt. 

Auf dem Bundespartei-
tag im Mai beschlossen wir 
den Weg zu einer „organi-
sierenden Klassenpartei“. 
Aber was heißt das? 

Das bedeutet, dass 
Die Linke sich für alle ein-
setzen will, die von ihrem 
Lohn leben müssen oder 
auf den Sozialstaat ange-
wiesen sind – als Azubi, Rentnerin, Er-
werbsloser oder wenn man krank ist. 
Das machen wir bei unseren Unter-
stützungsangeboten im Alltag, wie zum 
Beispiel die Sozial- oder Mietrechtsbe-

ratungen. Überall in der Linken sprie-
ßen diese Angebote neu auf. Das alles 

firmiert unter dem Namen „Die Linke 
hilft“ und auch in Mitte gibt es eine 
Arbeitsgruppe mit fast hundert Inte-
ressierten, die diese Angebote aus-
bauen möchte. 

Auch unsere Unterstützung bei 
überteuerten Nebenkostenabrech-

nungen werden wir in Mit-
te verstärken und mit wei-
teren Nachbar innen und 
Nachbarn über Haustürge-
spräche in Kontakt treten. 
Darüber hinaus nehmen wir 
gesellschaftliche Debatten 
auf und wollen sie mit unse-
ren Nachbarinnen und Nach-
barn führen. Gegenwärtig ist 
die Diskussion um friedliche 
Außenpolitik, Aufrüstung und 
Wehrpflicht in vollem Gange. 
Darum veranstalten wir am 11. 
Juni im Karl-Liebknecht-Haus 
eine Diskussion mit Lukas 

Meisner und Ole Nymoen zur Militari-
sierung der Gesellschaft. Kommen Sie 
gern vorbei und diskutieren mit! 

Martin Neise, 
Co-Vorsitzender des Bezirksvorstandes

„Die Militarisierung der 
Gesellschaft“ mit Ole 
Nymoen&Lukas Meisner

11. Juni 2025  19:00 - 21:00 Uhr 
Karl-Liebknecht-Haus, Rosa-
Luxemburg-Saal (U-Bahnhof 
Rosa-Luxemburg-Platz)

Die von Olaf Scholz ausgerufene 
„Zeitenwende“ hat eine tiefgrei-
fende Militarisierung der Gesell-
schaft eingeleitet - ein Kurs, der 
seither noch verschärft wurde. 
Unter dem Deckmantel sicher-
heitspolitischer Notwendigkeiten 
kehren autoritäre Muster zurück: 
Pflichtdienste, Militär in Schulen, 
Einschränkungen der Wissen-
schaftsfreiheit. Während soziale 
Ungleichheit wächst, entstehen 
neue Leitbilder - vom „kriegs-
tüchtigen Bürger“ bis zu „wehr-
haften Institutionen“. 
Besonders betroffen: junge Men-
schen und sozial Benachteiligte. 
Unsere Veranstaltung beleuch-
tet diese Entwicklungen, zieht 
historische Parallelen und fragt: 
„Wie wird heute das nationale 
Wir erzeugt?“ 

➣  Fortsetzung von Seite 1
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K U R Z N AC H R I C H T E N

	➤ 33,1 Millionen Euro Schaden 
durch Fahrradklau 

Lediglich 4,3 Prozent von den 24 209 
angezeigten Fahrraddiebstählen in Ber-
lin konnten 2024 aufgeklärt werden. Die 
Zahl der Schwerpunkteinsätze der Poli-
zei gegen Fahrraddiebstahl hat sich von 
1546 im Jahr 2023 auf 836 fast halbiert. 
Betrug die Gesamtschadenshöhe 2019 
noch 20,4 Millionen Euro, waren es 2024 
bereits 33,1 Millionen. „Man lebt in dem 
Gefühl, dass das eigene Rad jederzeit ge-
klaut werden kann“, sagte Marlene Alber 
vom Allgemeinen Deutschen Fahrradclub 
(ADFC). 

	➤ Schüler liefen fast 45 Millionen 
Schritte

44 864 481 Schritte haben tausende 
Schüler aus 40 Schulen der Bezirke Mit-
te, Neukölln, Marzahn-Hellersdorf und 
Treptow Köpenick bei der degewo-Be-
wegungschallenge 2025 gesammelt. Vom 
10. März bis 4.April wurden pro Schule in 
einem Zeitraum von sechs Stunden mit-
hilfe von Schrittzählern alle Formen der 
Fortbewegung gezählt: egal ob Laufen, 
Springen oder Wandern. Das erklärte Ziel, 
symbolisch bis zur Christusstatue in Rio 
de Janeiro zu laufen, wurde dieses Jahr 
überboten. Die aktivste im Bezirk Mitte 
war die Möwensee-Grundschule in Wed-
ding mit 1 335 609 Schritten.

	➤ Bunte Schulzone Singerstraße
Die erste Schulzone im Bezirk Mitte ist 
in der Singerstraße zwischen Neuer Blu-
menstraße und Lichtenberger Straße 
übergeben worden. Der Straßenabschnitt 
ist dem Fuß- und Radverkehr vorbehal-
ten, für den Durchgangsverkehr wei-
testgehend gesperrt. Bunte Fahrbahn-
markierungen wurden mit Schülern der 
anliegenden GutsMuths-Grundschule 
und des Max-Planck-Gymnasiums ent-
worfen und gestaltet, zusätzlich „grüne 
Gullys“ installiert, die das Regenwasser 
besser aufnehmen und zur ökologischen 
Aufwertung der Straße beitragen. Das 
neue Straßenmobiliar aus Pflanzkübeln, 
Stühlen und Tischen lädt zum Verweilen 
ein. Die Anzahl der Fahrradständer vor 
den Schulen wurde erhöht. 

	➤ „Markt am Tacheles“
Ein neuer Wochenmarkt lädt seit April je-
den Mittwoch und Sonnabend auf dem 
Aaron-Bernstein-Platz zwischen Ora-
nienburger und Friedrichstraße ein. Der 
„Markt am Tacheles“ soll frischen Wind 
in die Freifläche am ehemaligen Kunst-
haus Tacheles bringen mit einem Mix aus 
regionalen Spezialitäten, handgemachter 
Kunst und exklusivem Design. Mit dabei 
sind unter anderem eine Rösterei, ein 
Schmied, eine Bäckerei, eine Floristin 
und ein Gewürzunternehmen. 

Lucas Welling und Genossen an der Seite 
der Mieter 
Lucas Welling - geboren und aufgewach-
sen im idyllischen Münster - kann sich 
nicht erinnern, dass er in seinem bishe-
rigen Leben innerhalb weniger Wochen 
mit so vielen Menschen zusammenge-
troffen ist wie zu Anfang dieses Jahres 
im zweiten Bauabschnitt der Karl-Marx-
Allee. „Im Bundestagswahlkampf war 
ich einer von rund 20 Aktiven, die im 
Rahmen des Heizkostenchecks von Die 
Linke dort einem besonders großen Fall 
nachgegangen sind. Mutmaßlich steht 
tausenden Mietern eine Rückerstattung 
von 15 % zu, im Schnitt sind das 150 
€“, erklärt der 23-Jährige, seit vier Jah-
ren in der Hauptstadt.  „Wir haben in 
30 - 40 Häusern geklingelt, mit vielen 
Bewohnern gesprochen und sind von 
den meisten freundlich aufgenommen 
worden”. Die Heizkostenabrechnung 
wurde oft noch an der Haustür geprüft. 
Das Ergebnis: In einem Großteil der rund 
2000 Wohnungen des Vermieters, der 
Wohnungsbaugesellschaft Berlin Mitte 
(WBM), wurden die seit Jahren vorge-
schriebenen Wärmemengenzähler zur 
korrekten Verteilung der Kosten offenbar 
nicht installiert. Das war für die Haustür-
wahlkämpfer etwas Handfestes.

Noch sehr berührt ist Lucas von der 
Mieterversammlung am 30. Januar im Rat-
haus. Über 100 Bewohner der Allee folgten 
der Einladung, brachten ihre Abrechnun-
gen mit, rund 80 unterschrieben vor Ort 
einen Widerspruch. „Es gibt in einigen 
Häusern jetzt sogar Verantwortliche, die 
den gemeinsamen Widerspruch mit ihren 
Nachbarn organisieren und damit für ein 
neues solidarisches Miteinander sorgen“.

Nach dem Abitur zog es Lucas Welling 
gleich nach Berlin, war bei verschiedenen 
Sendern und Institutionen Praktikant, As-
sistent, Volontär, holte sich den Abschluss 
als Fernsehredakteur, arbeitete für das 
ZDF und den rbb. “Zu Beginn des Bun-
destagswahlkampfs bin ich dann erstmals 
in der Linkspartei aktiv geworden. Mir war 
klar geworden, es braucht eine starke linke 
Opposition. Ich fühlte mich sofort von den 
Genossen total gut aufgenommen.“  Für 
ihn folgerichtig, dass er im Januar online 
um Aufnahme in die Linkspartei ersuchte. 
„Heute bin ich einer der Tausenden neuen 
Mitglieder allein bei uns in Mitte, das macht 
mich stolz“.

Seit dem 19. Mai kümmert sich Lucas 
Welling nun in der Kampagnenabteilung im 
Karl-Liebknecht-Haus mit um den Heizkos-

tencheck. „Nach den Wahlen ist wieder vor 
den Wahlen“, betont er den Slogan seiner 
Partei. „In einem Jahr erwarten uns die 
Abgeordnetenhauswahlen. Nach einer klei-
nen Verschnaufpause zeigen wir wieder 
Präsenz, gehen zu den Menschen - nun 
in ganz Berlin. Nicht nur WBM, auch Vo-
novia und weiteren Immobilienkonzernen, 
werden wir auf die Finger schauen“.

Matthias Herold

Lucas Welling

Rechts-  
und Sozial-
beratung

Haben Sie Ärger mit dem Amt 
oder Jobcenter? Probleme mit 
dem Vermieter oder der Ver-
mieterin, Inkasso oder Arbeitge-
ber*in? Dann kommen Sie gerne 
in unsere Sprechstunde!

Wenn möglich, melden Sie sich 
bitte vorher an. Sie können uns 
zu Ihrem Problem gerne per Mail 
informieren.
sozialberatung@linkstreff.de

Malplaquetstraße 12, 13347 Berlin,  
Tel.: 030 28705751 
Die Sozialberatung findet jeden 
Freitag von 16 bis 18 Uhr statt.
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Neuer Berliner Familienbericht 
veröffentlicht
Alle fünf Jahre erstellt der Berliner 
Beirat für Familienfragen für die 
laufende Wahlperiode einen Fami-
lienbericht für das Land Berlin. Als 
Mitglied im Familienbeirat durfte ich 
dazu beitragen und die Themen, die 
die Bezirke betreffen, herausstel-
len. Dazu gehört zum Beispiel die 
flexible Kinderbetreuung für Allein-
erziehende. 

Im Mai wurde der neue Familien-
bericht dem Berliner Senat übergeben. 
Berichtet wird über die aktuelle Situ-
ation der Familien, die in dieser Stadt 
leben sowie über gesellschaftspoli-
tische Veränderungen, die Familien 
betreffen. So zum Beispiel zum The-
ma bezahlbarer Wohnraum, denn der 
angespannte Wohnungsmarkt wirkt 
sich direkt auf das Familienleben aus. 
Ob Menschen sich für ein oder meh-
rere Kinder entscheiden und welche 
Entwicklungsperspektiven es für die 
Kinder gibt, hängt maßgeblich davon 
ab, wo und in welchen Verhältnissen 
werdende Eltern wohnen können. Wei-
tere wichtige Themen, die behandelt 
werden, sind die Vereinbarkeit von 
Familien und Beruf, die Zugänglich-
keit für Familienangebote, das Thema 
Chancengleichheit und Teilhabe sowie 

die Bedeutung einer service-
orientierten Verwaltung für die 
Familien.

Ich bin besonders glücklich, 
dass es mir gelungen ist, das 
Angebot der flexiblen Kinder-
betreuung für Alleinerziehende 
prominent im Bericht zu plat-
zieren. In Mitte finanzieren wir 
dieses Angebot aktuell aus ei-
genen Mitteln. So können Al-
leinerziehende unkompliziert 
mal einen Arzt- oder Friseur-
termin wahrnehmen. Sie wer-
den spürbar entlastet, was letztlich 
ihrer mentalen Gesundheit zugute-
kommt. Das dieses Angebot in der so-
genannten „Stadt der Alleinerziehen-
den“ bislang nur in zwei Bezirken läuft, 
hängt vor allem daran, dass das Land 
Berlin keine Finanzierung dafür bereit-
stellt. Der Bericht fordert deshalb eine 
geteilte Finanzierung zwischen Land 
und Bezirken. 

Familien kommen in allen Formen, 
Farben und Größen, allein, zu zweit, zu 
dritt oder mehr. Sie sind laut und leise, 
haben sich verloren, gefunden oder sind 
immer schon da. Für alle lohnt es sich 
zu kämpfen, als Eltern und Großeltern, 
als Freunde, Lehrer*innen oder Kita-Er-

zieher*innen und natürlich als Stadtrat. 
Ich werde mich auch weiterhin für gut 
erreichbare und passende Angebote für 
Familien in Mitte einsetzen. Gerade in 
Zeiten knapper Kassen ist wichtig, dass 
die gut genutzten und wirksamen An-
gebote erhalten bleiben und möglichst 
viele Familien davon wissen – insbeson-
dere Familien in sozial benachteiligten 
Stadtteilen. Doch wichtig ist, eine ge-
rechte Familienpolitik ist eine ressort-
übergreifende Aufgabe für Bund, Land 
und Bezirk und kann nicht von einer Ebe-
ne aus allein geleistet werden.

Christoph Keller, 
Bezirksstadtrat der Abteilung Jugend, 

Familie und Gesundheit

Anträge gegen Militärpropaganda und für neues Wandbild
Zunächst eine Mitteilung in eigener 
Sache: Ab Juli trete ich eine neue Stelle 
an und verfasse daher hier den vor-
letzten Bericht aus der BVV. Die Arbeit 
für die Fraktion hat mir immer große 
Freude bereitet, ich habe viel gelernt 
und durfte mit einem großartigen Team 
zusammenarbeiten. Die Entscheidung, 
die neue Stelle anzunehmen, fiel mir 
daher nicht leicht und ich freue mich 
zugleich auf eine neue berufliche Her-
ausforderung.

In der jüngsten BVV-Beratung ha-
ben wir wegen vermehrt aufgefallener 
Waffenwerbung im Bezirk einen Antrag 
eingebracht, um ein Zeichen gegen Mi-
litärpropaganda im öffentlichen Raum 
zu setzen: Wir finden, Reklame für Rüs-
tungskonzerne und die Bundeswehr 
gehören auf öffentlichen Werbeflä-
chen verboten! Auch auf Veranstaltun-

gen des Bezirksamts darf hierfür kein 
Raum sein. Deshalb fordern wir vom 
Bezirksamt, bestehende Werbeverträ-
ge zu ändern und sich beim Senat für 
ein berlinweites Werbeverbot einzu-
setzen. Der Antrag wurde ausgiebig 
diskutiert und wir haben unsere Posi-
tion klar gemacht. Wir wollen keinen 
Bezirk, der im öffentlichen Raum für 
den Dienst an der Waffe wirbt, sondern 
einen Bezirk für Frieden, Bildung und 
soziale Gerechtigkeit.

Um einen Fall mangelnder sozialer 
Gerechtigkeit ging es auch bei Dreh-
arbeiten des rbb, der für einen Abend-
schau-Bericht in die BVV kam. Anlass 
waren Fälle von Homofeindlichkeit und 
Mobbing gegen einen queeren Lehrer 
in der Carl-Bolle-Grundschule. Wir ver-
urteilen solch diskriminierendes Ver-
halten aufs Schärfste! 

Für eine partizipative, politisch sen-
sible Umgestaltung zweier Wandflächen 
im Wedding setzen wir uns mit einem 
weiteren Antrag ein. Eines der beiden 
Wandbilder (Kreuzung Pankstraße/Bad-
straße) zeigt die Boateng-Brüder. Einer 
von ihnen, Jérôme Boateng, wurde 2023 
rechtskräftig wegen Körperverletzung 
in einer Beziehung verurteilt und steht 
damit exemplarisch für die strukturelle 
Gewalt gegen Frauen. Seine Brüder Ke-
vin-Prince und George, die tatsächlich 
im Wedding aufgewachsen sind, sollen 
Teil des Wandbilds bleiben. Durch eine 
künstlerische Neugestaltung können 
der lokale Bezug bewahrt und zugleich 
neue Inhalte transportiert werden. Der 
Antrag wurde in den Ausschuss Wei-
terbildung und Kultur überwiesen. Wir 
bleiben dran!

Rosa Schick

Der neue Berliner Familienbericht ist da  
und ich durfte daran mitwirken
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BEI ANDEREN GELESEN

In der Ringbahn
Als ich mich neulich in der Ringbahn hinter 
meinem Buch versteckte, musste ich mal 
wieder etwas Negatives über den Wohn-
ort meines Vaters lesen, über Dresden. 
Wie Uwe Wittstock in „Februar 1933 - Der 
Winter der Literatur“ schreibt, fanden in 
Dresden schon im März ’33 Bücherver-
brennungen unter Polizeischutz statt. Um 
genauer zu sein, schon am 8. und 9. März, 
also zwei Monate, bevor die deutschland-
weite Bücherverbrennung am 10. Mai in 
zweiundzwanzig Städten stattfand. Eine 
traurige und besonders beschämende Rol-
le spielte hierbei die Deutsche Studenten-
schaft, welche die Bücherverbrennung am 
10. Mai aus eigener Initiative und vollster 
Überzeugung heraus organisierte. Womit 
wir bei dem Hauptschauplatz von Witt-
stocks Buch wären, nämlich Berlin. Es geht 
um den Zeitraum zwischen dem 28. Januar 
und dem 15. März 1933. Nun werden Sie 
sich natürlich fragen, weshalb ich ständig 
mit den konkreten Tagesdaten um mich 
werfe. Diese Daten sind ein Kernaspekt 
des Buches, denn Wittstock beschreibt 
minutiös, in welch rasanter Geschwin-
digkeit (rund sechs Wochen) das demo-
kratische System und die Justiz komplett 
lahmgelegt wurden. Am 15. März herrschte 
schon Gewaltherrschaft und Willkür. Die 
Verschleppungen und Verhaftungen hatten 
derartig an Zahl zugenommen, dass die 
Gefängnisse der Stadt überquollen und 
wilde Gefängnisse in Berlin entstanden, 
so in der Hedemannstraße in Kreuzberg. 
Der zerstörerische Umbau der Gesell-
schaft wurde durch zahlreiche sich auf 
den Straßen abspielende Schießereien 
zwischen Kommunisten, SPD-Mitgliedern 
und Nationalsozialisten begleitet. Wobei 
ich mir die Frage stellte, wieso überhaupt 
so viele Menschen über eine Schusswaffe 
verfügten? (Falls Sie darauf eine Antwort 
haben, schicken Sie bitte postalisch einen 
Leserbrief an die Redaktion!) Ein weiterer 
zentraler Aspekt des Buches sind die Kul-
turschaffenden Berlins, vor allem Schrift-
steller*innen und ihre persönlichen Schick-
sale, die sich durch diese sechs Wochen 
stark veränderten. Viele von ihnen verlo-
ren ihre Anstellungen und mussten sich ins 
Ausland absetzen. Eine von ihnen war Else 
Lasker-Schüler, die sich glücklicherweise 
nach Zürich absetzen und später in Israel 
einen sicheren Zufluchtsort finden konnte. 

Marie 

Uwe Wittstock, 2021, Februar 33 – Der 
Winter der Literatur, München: C.H.Beck.

Bezirk Mitte – Spitzenreiter bei Mietwucher-Anzeigen

Erforderliches Personal zur Strafverfolgung bisher nicht eingestellt

Nach dem Wirtschaftsstrafgesetz ist 
Mietwucher eine Ordnungswidrigkeit, 
wenn die Miete mehr als 20 Prozent 
über der ortsüblichen Vergleichsmiete 
liegt. Gesetzesverstöße werden in Ber-
lin nicht wirklich verfolgt, obwohl es 
sehr viele Verdachtsfälle gibt.

Die Linksfraktion im Abgeordne-
tenhaus hat Ende letzten Jahres eine 
„Mietwucher-App“ gestartet, mit der 
die Mieter überprüfen können, ob sie 
zu viel Miete zahlen.  Aus der ortsüb-
lichen Vergleichsmiete ergibt sich, ab 
wann im konkreten Fall Mietwucher vor-
liegt. In Berlin wurde die App schon in 
den ersten beiden Monaten 18.000 Mal 
genutzt. In knapp drei Vierteln dieser 
Fälle lag demnach mutmaßlich eine um 
mindestens 20 % überhöhte Miete vor. 
Die App errechnete eine durchschnitt-
liche Überhöhung der Mieten um 54,7 %.

„Mit der Mietwucher-App haben wir 
in Berlin seitdem fast 35.000 potentielle 
Fälle von Mietwucher gesammelt“, sagt 
Niklas Schenker, wohnungspolitischer 
Sprecher der Linksfraktion im Abgeord-
netenhaus (Foto). “Wenn man in allen 
diesen Fällen die Miete absenken würde, 
könnten die Mieter*innen jährlich 120 
Millionen Euro sparen!“

Die Zahl dieser Fälle hat bei den für 
die Bearbeitung entsprechender Anzei-
gen zuständigen Bezirksämtern seitdem 
immer weiter zugenommen. Seit Ende 
letzten Jahres wurden monatlich meh-
rere hundert Anzeigen abgegeben. Das 
geht aus der Antwort des Senats auf 
eine Anfrage von Niklas Schenker her-
vor. Bis Mai 2025 sind insgesamt 1837 
Anzeigen wegen Mietpreisüberhöhung 

bei den Bezirksämtern eingegangen, 
wobei es sehr große Unterschiede gibt:

Spitzenreiter ist der Bezirk Mitte 
mit 332 Fällen, danach Friedrichshain-
Kreuzberg (293), Neukölln (253), Pan-
kow (238) usw. . Diese Verstöße wurden 
aber bisher nicht geahndet, auch weil 
erforderliches Personal nicht eingestellt 
wurde. Lediglich „eingeleitet“ wurden 
in einigen Bezirken die Ordnungswid-
rigkeitsverfahren, die zurzeit entweder 
offen sind oder sogar eingestellt wur-
den. Mitte, Charlottenburg u.a. haben 
55 Verfahren an die Staatsanwaltschaft 
abgegeben.

In der Stadt Frankfurt/M. stellt das 
Amt für Wohnungswesen ein Online-
formular zur Verfügung, mit dem Mieter 
auf möglichen Mietwucher hinweisen 
können. Daraufhin geht das Amt dann 
selbst aktiv gegen diese Verstöße im 
Rahmen der gesetzlichen Möglichkeiten 
vor. Eine solche übergeordnete Kontrol-
le schlägt auch Die Linke in Berlin vor.                                                                    

Rainer Scholz

KOSTENLOSE SOZIAL-  
UND MIETERBERATUNG
der Linksfraktion in der BVV und des  
Bezirksvorstandes der Partei Die Linke – 
mit Rechtsanwalt André Roesener 

•	an jedem ersten Mittwoch des  
Monats von 17.30 bis 19.00 Uhr  
im Nachbarschaftszentrum „Bürger 
für Bürger“ der Volkssolidarität, 
Brunnenstr. 145, 10115 Berlin – und

•	an jedem dritten Mittwoch des  
Monats im Kreativhaus,  
Fischerinsel 3, 10179 Berlin.



Viel zu feiern im Juni!

Pfingsten findet in Berlin tradi-
tionell der Karneval der Kulturen 
statt. Vom 6. bis 9. Juni erwartet 
das Straßenfest rund um den Blü-
cherplatz die Besucherinnen und 
Besucher. Auf mehreren Bühnen 
läuft ein buntes Programm, 350 
Stände zeigen die Vielfalt der 
Kulturen anhand eines großen 
Angebotes an Kunsthandwerk, Informationen und Kulinari-
schem. Erstmals zieht der große Straßenumzug am 8. Juni 
durch den Ostteil der Stadt. Start ist am Ringcenter/Proskauer 
Straße, weiter geht es über die Frankfurter Allee bis zum Kino 
International im Bezirk Mitte.  Erwartet werden über 5000 
Akteurinnen und Akteure von mehreren Kontinenten.

Am Pfingstmontag, 9. Juni, ist wieder Tag der offenen Müh-
len, an dem auch einige Mühlen in Berlin und Brandenburg kos-
tenlos besichtigt werden können. So u.a. die Bockwindmühle 
in Berlin-Marzahn, die Britzer Mühle am Buckower Damm 130, 
die Bohnsdorfer Bockwindmühle und die Holländermühle Fo-
line im Deutschen Technikmuseum Berlin.

Vom 13. bis 15. Juni findet zum 64. Mal der „Köpenicker 
Sommer“ statt. Mit über 200 Ausstellenden und drei Büh-
nen bietet das Event ein abwechslungsreiches Programm aus 
Musik, Kultur und Unterhaltung. Kulinarische Highlights und 
lokale Spezialitäten laden zum Genießen ein.  Leider muss der 
große Festumzug in diesem Jahr wegen Bauarbeiten in der 
Innenstadt ausfallen. Als Alternative findet am 5. Juli dennoch 
ein großer Festumzug in Treptow-Köpenick statt: Zum 650. 
Jubiläum von Altglienicke.

Am Sommeranfang, dem 21. Juni, 
feiert Berlin wie Dutzende andere 
Städte die Fête de la Musique. In 
der ganzen Stadt agieren Musike-
rinnen und Musiker zwischen 16 
und 22 Uhr auf Straßen und Plät-
zen bei freiem Eintritt und ohne Gage. Viele Clubs, Cafés, Bars 
und Kneipen setzen das Programm nach 22 Uhr indoor fort.

Am 22. Juni, 20 Uhr, heißt 
es wieder „Staatsoper für alle“ 
auf dem Berliner Bebelplatz. Das 
Open-Air-Konzert der Staatska-
pelle Berlin steht unter der Lei-
tung von Christian Thielemann, 
der Eintritt ist frei.

Die Musikfestspiele Potsdam 
Sanssouci laden vom 13. bis 29. 
Juni zu einer musikalischen Reise durch die Jahrhunder-
te. Mit dabei sind u.a. Konzerte mit dem Kammerorchester 
Basel, die französische Opern-
sängerin Sandrine Piau, der Ita-
liener Giovanni Antonini sowie 
die Ensembles „a nocte tempo-
ris“ aus Belgien und „Micrologus“ 
aus Italien. Ein Höhepunkt ist 
das Open-Air-Konzert am Alten 
Markt am Samstag, dem 14. Juni, 
um 21 Uhr. 
Mehr unter www.musikfestspiele-potsdam.de.

Georg Fehst
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Kosten-Leistungs-Rechnung: Kostenreduktion statt Gemeinwohl 
Staatliche Dienstleistungen, Soziale 
Treffs, Unterstützungsleistungen für 
Familien kommen in der Regel Men-
schen mit kleinem Einkommen zugute. 
Doch unter dem permanenten Spar-
druck geraten soziale Infrastruktur und 
kommunale Angebote wie Familien-
zentren, Jugendfreizeiteinrichtungen 
oder Beratungsstellen gegenwärtig 
immer mehr unter Druck. Längere 
Wartezeiten in Ämtern, überlastete 
Jugend- und Gesundheitsämter und 
prekäre Beschäftigungsverhältnisse 
bei freien Trägern prägen die Lage in 
vielen Bezirken.

Die Grundlage dieser Entwicklung 
sind die in den 1990er Jahren durch-
geführten Verwaltungsreformen in 
Berlin, die auf den Prinzipien des „New 
Public Management“ (NPM) beruhen. 
Dieses Reformmodell, in Deutschland 
als „Neues Steuerungsmodell“ (NSM) 
eingeführt, übertrug privatwirtschaft-
liche Konzepte in den öffentlichen 
Haushalt: Wettbewerb, Kostendruck 

und die Simulation von Märkten soll-
ten die Verwaltung „modernisieren“. 
Doch hinter einer Rhetorik von Effi-
zienz und Kundenorientierung verbarg 
sich die Kürzung staatlicher Ausgaben, 
um Steuersenkungen für Kapitalein-
künfte und hohe Lohneinkommen zu 
ermöglichen.

In Berlin heißt eines der Instrumente 
dazu „Kosten-Leistungs-Rechnung“, 
kurz KLR. Staatliche Dienstleistungen 
wurden zu „Produkten“ deklariert, de-
ren Kosten bezirklich verglichen wer-
den. Bezirke, die diese Leistungen 
kostengünstiger anbieten, erhalten 
mehr Zuweisungen – teurere Bezirke 
weniger. Diese künstliche Konkurrenz 
sorgt für einen konstanten Kostensen-
kungsdruck: Senken einige Bezirke 
ihre Ausgaben, sinkt der landesweite 
Durchschnitt – und damit die Mittel für 
alle. Qualität und reale Bedarfe spielen 
kaum eine Rolle.

Gleichzeitig verschleiert das System 
politische Entscheidungen: Die Höhe 

der Bezirksbudgets wird zentral von 
der Senatsfinanzverwaltung für Finan-
zen festgelegt. Soll gespart werden, 
wird diese niedrig angesetzt und Kos-
tensteigerungen der öffentlichen Hand 
kleingerechnet. Die daraus resultieren-
den Kürzungen erscheinen als alterna-
tivlos, obwohl sie Ergebnis politischer 
Entscheidungen wie der Schulden-
bremse sind. Die Verantwortung wird 
formal an die Bezirke delegiert – die-
se dürfen aber weder eigene Steuern 
erheben noch Schulden aufnehmen. 
Ihnen bleibt nur: sparen.

Die Debatte wird verschoben: weg 
von der Einnahmenseite – etwa über 
angemessene Besteuerung von Ver-
mögen – hin zu vermeintlicher notwen-
diger Ausgabendisziplin. Profitieren tun 
davon vor allem jene, die wenig auf 
öffentliche Infrastruktur angewiesen 
sind, aber von niedrigen Steuern und 
privatisierten Investitionsmöglichkeiten 
profitieren. 

Fabian Nehring
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Schwarz-Rot fällt durch 
Katastrophaler Kahlschlag in den Berliner Hochschulen

Im Februar 2024 schloss der Senat mit 
den Berliner Hochschulen turnus- und 
gesetzesgemäß Verträge über fünf 
Jahre ab. Vollmundig feierte sich die 
Wissenschaftssenatorin: „Insbeson-
dere in Zeiten angespannter Haushalte 
ist die zugesicherte Steigerung der 
Grundfinanzierung um jährlich fünf 
Prozent ein wichtiges Signal.“ Fünf Pro-
zent pro Jahr mehr, knapp angesichts 
der Inflation, aber immerhin halbwegs 
kostendeckend. 

Nach nicht einmal zehn Monaten 
im November 2024 kommt die Kahl-
schlagsliste: statt Planungssicherheit 
und Aufwüchsen kündigt die Koalition 
insgesamt 100 Millionen Kürzungen 
alleine bei den Hochschulverträgen, 
weitere 70 Millionen in der Wissen-
schaft an. Im Nachtragshaushalt wur-
den es dann sogar 145 Millionen bei den 
Hochschulen.

Innerhalb von vier Wochen wurden 
die Hochschulen, große Tanker mit 
fast 60.000 Beschäftigten und knapp 
180.000 Studierenden, mit Haushalts-
sperren in Höhe von acht Prozent 

belegt. 
Besonders für die kleinen Hoch-

schulen, die keine Rücklagen haben, 
sind diese Sperren existenzbedrohend. 
Neben bereits erfolgten Einstellungs-
stopps und dem drastischen Abbau von 
Studienplätzen drohen auch betriebs-
bedingte Kündigungen oder im schlech-
testen Fall die Zahlungsunfähigkeit, be-
stätigen uns Hochschulleitungen. Dass 
es zur Pleite von Hochschulen kommen 
könnte, war selbst in den düstersten 
früheren Sparzeiten undenkbar. 

Die drastischen Folgen merken 
schon jetzt die Studierenden, deren 
Lehrangebot immer schlechter wird, 
weil Tutorien wegfallen. Die befriste-
ten Mitarbeiter*innen verlieren ihre 
Jobs. Studienplätze für zukünftige Ge-
nerationen werden eingestampft. 15 - 
25 Prozent der 180.000 Studienplätze 
werden mittelfristig abgebaut, wenn es 
kein Umsteuern gibt. 

Diesen drastischen Abbau setzt die 
Koalition durch, ohne dass ein Plan für 
die Zukunft der Berliner Wissenschaft 
erkennbar wäre.  Es fehlt zudem an 

jeder Transparenz im Prozess und an 
der Mitsprache der vielen betroffenen 
Gruppen an den Hochschulen. 

Wir als Linke stehen an der Seite der-
jenigen, die Protest gegen den Kahl-
schlag in der Wissenschaft organisie-
ren. Wir sind es, die Hochschulleitungen, 
Studierende und Gewerkschaften an 
einen Tisch holen und Alternativen zum 
Kahlschlag diskutieren: die sofortige 
Rücknahme der Kürzungen, eine Zu-
kunftsdebatte und Planungssicherheit 
für die kommenden Jahre!

Tobias Schulze,  
Co-Vorsitzender der Linksfraktion im 

AGH

Bewegte Debatten auf dem Parteitag in Chemnitz
Am 9. Und 10. Mai 2025 trafen sich 
die Bundesparteitagsdelegierten 
der Linken in Chemnitz. Ursprüng-
lich waren für die 3. Tagung des 9. 
Parteitages drei Tage vorgesehen. Da 
aber der Parteivorstand meinte, für 
den Sonderparteitag im Januar einen 
Tag abziehen zu können, verringerte 
sich die Zeit für die Generaldebatte 
und die Beratung des Leitantra-
ges beachtlich. Man kann sich des 
Eindrucks nicht erwehren, dass es 
manch einen nicht störte, dass sich 
u. a. dadurch die notwendige Zeit 
für eine Aussprache über die gegen 
das Parteiprogramm verstoßende 
Zustimmung der Linken  Bremen und 
Mecklenburg-Vorpommern zu den 
Kriegskrediten im Bundesrat auf ein 
Minimum begrenzte.

In der trotzdem als positiv zu be-
zeichnenden Generaldebatte spra-
chen 26 Genossen und Genossinnen 

mit Reden gegen die massive Aufrüs-
tung, gegen die Zustimmung zu den 
Kriegskrediten, gegen Russophobie 
und zur Frage, die Partei wieder stär-
ker als Klassenpartei zu positionieren.  
Zudem wurden durch die Programm-
kommission von den 211 eingereichten 
Änderungsanträgen zum Leitantrag 
200 Änderungsanträge im Vorfeld ab-
geräumt und somit die Beratungszeit 
massiv verkürzt. Das hatte auf der 
anderen Seite den positiven Effekt, 
dass Änderungsanträge zur Eigen-
tumsfrage, zur Erhaltung des Erfurter 
Programms mit seinen friedenspoli-
tischen Prinzipien, für die Unterstüt-
zung der Proteste gegen die Statio-
nierung der Mittelstreckenraketen in 
Wiesbaden und zum Kampf gegen die 
grassierende Russophobie übernom-
men wurden. Das lag wohl nicht zu-
letzt daran , dass einige führende Ge-
nossen diesbezügliche Diskussionen 

vor den vor Ort zahlreich vertretenden 
TV-Kameras befürchteten. 

Unter den Beschlüssen des Partei-
tages sind der mit großer Mehrheit an-
genommene Beschluss „Sage Nein zu 
Aufrüstung und Kriegstüchtigkeit!“ her-
vorzuheben. In der dazu angesetzten 
kleinen Debatte fielen zwei Beiträge 
mit aggressiver Kriegsrhetorik auf, die 
einen kleinen aber frenetischen Beifall 
erhielten.

Positiv sind zudem zwei  Beschlüsse 
zum Gaza-Krieg zu bewerten. Zum ei-
nen verurteilte der Parteitag die militä-
rische Besetzung, das Aushungern und 
die Zwangsvertreibung in Gaza durch 
Israel als Kriegsverbrechen. Zum zwei-
ten wies der Parteitag  die Denunzia-
tion der Kritik an dieser Politik als Anti-
semitismus zurück. Damit hat die Linke 
eine notwendige klare Positionierung 
in der Nahost-Frage formuliert. 

Stephan Jegielka



DIE LINKE Berlin Mitte

Sommer, Sonne und Ferien, die Mut machen
In diesem Jahr findet vom 10. bis zum 16. August für 45 Kinder von  
10 bis 14 Jahren aus einkommensarmen Familien ein Sommercamp im 
Wannsee Forum statt. Es ist für die Kinder kostenlos: Übernachtung, 
das Essen und die Workshops. 

Eine offene Gruppe von linken Aktiven und ehrenamtlichen Einzelperso-
nen hat sich zusammengetan, um für die Kinder eine Zeit zum Aufatmen 
und Spaß haben zu ermöglichen. Es erscheint auch fast wie ausglei-
chende Gerechtigkeit, dass das Ferienerlebnis in dieser wunderschönen 
Umgebung direkt am Kleinen Wannsee stattfindet. 

Träumen, Spielen, Barfußlaufen, neue Freundinnen und Freunde finden, 
etwas auszuprobieren und es vielleicht später weiterzumachen, so  
in etwa ... Dazu Sportangebote wie Bogenschießtraining, Schwimmen, 
Kanufahren oder Fußballspielen haben hier auch einen sozialpolitischen 
Aspekt: Kinderarmut versus soziale Gerechtigkeit, und auch stolz sein 
zu können kontra Demütigung und Schamgefühle. 

Naturerfahrung, Musikmachen, Texte schreiben und rappen. Der Rap-
per PTK bietet Workshops an. Theaterspielen und Videofilme drehen, 
die Themen unserer Zeit und die ihrer Zukunft aufgreifen: die Klimaver-
änderung, das Artensterben, Kriege und Konflikte und die Bedrohung 
durch eine faschistische Gefahr. Ist das Ganze ein Tropfen auf einen 
heißen Stein? Ja, aber auch ein Anfang. 

Wer jetzt Interesse hat, mitmachen will, z.B. als Teamer, spenden will 
oder auch Familien kennt, die nicht viel Geld haben und Kinder im ent-
sprechenden Alter haben, meldet sich unter: wannseefahrt@posteo.de 

Barbara Herzig-Martens (LAG Kinderarmut)

Seite 8   |  GLOSSE   |   SOMMERFERIEN

DA S IS T DA S LETZTEDA S IS T DA S LETZTE

Berliner Bürgerämter sind wahrlich keine 
Wallfahrtsorte der Glückseligen. Viele 
Büros haben ordentlich Amtsschimmel 
angesetzt, den armen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern steht bestenfalls die 
Spitzentechnik des vergangenen Jahr-
hunderts zur Verfügung, womit sie 
ordentlich Faxen machen können.

Eingeklemmt zwischen Paragraphen, 
Hängeregistraturen und Umlaufmappen 
sollen in der Hauptstadt moderne Dienst-
leistungen vorgetäuscht werden. So sind 
viele Eltern froh, wenn sie die Geburtsur-
kunden ihrer Sprösslinge noch vor deren 
Einschulung erhalten, und manche Paare 
haben die Eheurkunden erst Wochen nach 
der Scheidung in der Hand.

Zugegeben, inzwischen wird der eine 
oder andere Service auch online ange-
boten. Kai Wegner, der Regierende Bür-
germeister, hat unlängst auf der „Smart 
Country Convention“ die elektronische 
Wohnsitzanmeldung offiziell auf den Weg 
gebracht. Da ahnen Sie bereits, wohin der 
Hase läuft. Es bedarf eines online-fähigen 
Personalausweises und solider Kenntnisse 
im Umgang mit PIN und TAN und BundID  
und AusweisApp und ... Inzwischen bieten 
viele Universitäten entsprechende Stu-
diengänge an.

Jetzt ist allerdings über eine bahn-
brechende Neuerung zu berichten, um 
die uns die halbe Welt zwischen Ústí nad 
Labem und Kyritz an der Knatter benei-
den dürfte:  Neue Personalausweise oder 
Reisepässe müssen nicht mehr im Amt 
abgeholt, sondern können künftig per 
Post zugestellt werden, vorausgesetzt, 
es wird nicht gerade gestreikt oder die 
Belegschaft geschult. So ersparen Sie 
sich fortan einen Termin, der auch bis-
her leicht zu erlangen war. Ganz umsonst 
ist die Neuheit freilich nicht: Sie müssen 
15 Euro mehr als bei Abholung im Amt 
berappen.

Ich freue mich jedenfalls schon sehr 
auf das Jahr 2034, wenn bei mir ein neu-
er Personalausweis fällig ist. Dann nutze 
ich selbstverständlich die neue Dienst-
leistung. Wenn ich dann noch die fällige 
Gebühr begleichen kann.

Schorsch
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Wir gratulieren im Juni  
zum Geburtstag!

Zum 95.	 Friederun Fessen,  
	 Erika Präg

Zum 93.	 Günther Behncke

Zum 92.	 Hasso Schliefke

Zum 89.	 Siegfried Rastig

Zum 88.	 Erika Rohde

Zum 87.	 Loretta Baselau-Kensy 

Zum 84.	 Jürgen Rummel,  
	 Manfred Wettler

Zum 70.	 Jens-Peter Heuer,  
	 Thomas-Dietrich Lehmann

Heute vor 80 Jahren
Zur Geschichte von Berlin-Mitte

3. Juni 1945 – Erstes Straßenradrennen nach dem 
Krieg in Berlin-Mitte mit 35 Teilnehmern. Oberbür-
germeister Dr. Arthur Werner gibt den Startschuss
12. Juni 1945 – Erste Versammlung der KPD Berlin-
Mitte in der Gartenstraße 7. Willi Fieber wird der Erste 
Sekretär der KPD Berlin-Mitte.
13. Juni 1945 – Der Aufbau der Berliner Charité unter 
Leitung des weltbekannten Chirurgen Prof. Dr. Ferdi-
nand Sauerbruch beginnt.
13. Juni 1945 – Die SPD-Organisation Berlin-Mitte 
unter Fritz Saar konstituiert sich.
15. Juni 1945 – Das Gaswerk Danziger Straße beginnt 
die Produktion.
30. Juni 1945 – Die Deutsche Staatsoper beginnt im 
Admiralspalast unter der Leitung Ernst Legals wieder 
zu spielen.

Quelle: Die Geschichte der Kreisparteiorganisation Berlin Mitte


